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"PERFEKTE STENOTYPISTIN, 
GEBILDETES FRÄULEIN AUS GUTEM 
HAUS ... " 
Zur Geschichte der ersten weiblichen 
Angestellten Wiens 

Die Geburtsstunde der modernen Angestellten­
schaft fällt in die Phase der beginnenden Hochindu­
strialisierung. Die Revolutionierung der Energiequellen 
(Elektrizität neben Kohle und Dampf), der Aufschwung 
der chemischen Industrie sowie Neuerungen des 
Eisenhüttenverfahrens ließen neue industrielle Leit­
sektoren entstehen (Eisenbahnwerkstätten, Maschi­
nenbau; 1862: 1. Wiener Telegraphenbauanstalt etc.).l 
Diese Entwicklung, die eng an die Ausweitung des 
Verkehrs- und Kommunikationswesens gekoppelt war, 
erforderte von der Industrie wie auch vom Staat eine 
kontinuierliche Ausweitung des Personalstandes. 

ln den Großbetrieben wurde die Verwaltungsarbeit 
neben dem eigentlichen Produktionsprozeß zu einem 
eigenen. selbständigen Arbeitsbereich. Die neue Ar­
beitnehmerklasse, die damit entstand, hat mit den 
Handlungsgehilfen des frühen 19. Jahrhunderts wenig 
gemeinsam.2 Der Handlungsgehilfe stand in einem 
quasi-feudalen Verhältnis zu seinem Arbeitgeber. er 
gehörte dem kaufmännischen Stand an und durchlief­
im optimalen Fall - den Berufsweg Lehrling-Gehilfe­
Prinzipal. ln der Phase der Hochindustrialisierung stieg 
der Büroleiter zum wichtigsten Angestellten und Re­
präsentanten des gehobenen Managements auf; die 
Verwaltungsarbeit wurde hierarchisch organisiert; es 
setzten sehr bald systematische Bemühungen ein, die 
Arbeitsprozesse zu kontrollieren, zu zerlegen. zu ratio­
nalisieren. Die mit dieser Umstrukturierung verbundene 
Explosion der Personalkosten wurde durch die Be­
schäftigung von Frauen erheblich eingedämmt. 

Die Anstellung von in der Regel sehr gering ent­
lohnten Frauen wurde von den Angestelltenverbänden 
als Bedrohung für .. die gesamte Gehilfenschaft" an­
gesehen und entschieden abgelehnt.3 Auf die kon­
tinuierliche Zunahme der Frauenbeschäftigung im An­
gestelltenbereich hatten diese Proteste und Eingaben 
der Angestelltenverbände freilich keinerlei Einfluß. 
Allerdings stellte sich recht bald heraus, daß die ge­
schlechtsspezifische Spaltung des Arbeitsmarktes es 
den männlichen Angestellten bedeutend erleichterte, 
ihre Ansprüche auf Privilegien geltend zu machen. 

Die Nachfrage nach weiblichen Arbeitskräften -
wobei fast ausschließlich unverheiratete Frauen aus 
dem Bürgertum bzw. Kleinbürgertum in Frage kamen -
wurde sehr bald von einem entsprechenden Angebot 
übertroffen. 

Luise Otto, Vorkämpferin l:ier bürgerlichen Frauen­
bewegung in Deutschland, wies schon 1847 darauf hin, 
daß sich der kaufmännische Beruf als geeignete Ver­
dienstquelle für unverheiratete Frauen herausbilden 
würde. Neben dem Lehrerinnenberuf schien die Arbeit 
im Kontor am ehesten mit den Standesbedürfnissen 
der Bürgertöchter vereinbar. Tatsächlich war die finan-

zielle Situation lediger Frauen aus bürgerlichen und vor 
allem kleinbürgerlichen Schichten nicht selten völlig 
ungesichert. Fiel die Versorgung durch die Eltern aus, 
so mußten sich die Frauen mit Näharbeiten den nötigen 
Unterhalt verdienen - was als nicht standesgemäß 
möglichst verheimlicht wurde -. oder sie waren auf 
das Mitleid ihrer Verwandten angewiesen. Marianne 
Hainisch, die erfolgreich dazu beitrug, die Errichtung 
von Mädchenmittelschulen durchzusetzen, schreibt in 
ihren Lebenserinnerungen: .. An einem schönen Som­
mertag kam eine junge Freundin zu mir, deren kranker 
Mann die Familie nicht mehr ernähren konnte. Sie 
wollte Brot schaffen und holte sich Rat bei mir. Aber 
obwohl wirbeideuns von morgens bis abends den Kopf 
zermarterten, konnten wir für die Frau, die mehrere 
Sprachen sprach und sehr musikalisch war, keine Er­
werbsmöglichkeit ausfindig machen. Dies erschütterte 
mich. Denn unsere Arbeiterinnen konnten sich und ihre 
Kinder ernähren, wenn sie Witwen wurden. Warum 
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konnten wir Bürgerliche nichts erwerben? Freilich han­
delt es sich um Erwerbsgt=llegenheiten, die höheren 
Lohn und eine der sozialen Stl311ung des Mannes ent­
sprechende Position gewähren sollten. Nun wurde mir 
plötzlich klar, dai3 bürgerliche Mädchen für den Erwerb 
vorbereitet werden müßten." 4 Marianne Hainisch grenzt 
die Bedürfnisse und Ansprüche bürgerlicher Frauen 
sehr klar von jenen der Arbeiterinnen ab. Das Engage­
ment der bürgerlichen Frauenbewegung für eine ver­
besserte Ausbildung und Erwerbsmöglichkeiten für 
junge Frauen ihrer Klasse muß aber auch im Zusam­
menhang mit der drohenden Proletarisierung kleinbür­
gerlicher Schichten gesehen werden. ln diesem 
Zusammenhang muß auch die Frage aufgeworfen wer­
den, ob die im 19. Jahrhundert forcierte Weiblichkeits­
ideologieB nicht ebenfalls als Antwort auf Proletarisie­
rungstendenzen kleinbürgerlicher Schichten zu sehen 
ist. 

Die Einbeziehung bürgerlicher Frauen ins Erwerbs­
leben widersprach auf jeden Fall der bürgerlichen 
Weiblichkeitsideologie, die ja durchaus auch von Teilen 
der Frauenbewegung getragen wurde. Die Lösung die­
ses Widerspruchs bestand darin, Frauen entweder tat­
sächlich oder angeblich als ,Töchter' in den Betrieb 
bzw. das Amt einzubinden. Damit war eine Forcie­
rung des berufsständischen Denkens verbunden, dem 
Frauen jedoch in ganz anderer Weise verpflichtet 
wurden als Männer. Wurden sie doch nicht als gleich­
berechtigte Mitglieder des Berufsstandes angesehen, 
sondern über die männlichen Mitglieder ihrer Familie 
dem Berufsstand zugezählt. Die quasi-familiäre Einbin­
dung in das Kontor oder das Amt war eng verknüpft 
mit der Annahme einer tatsächlichen Einbindung in 
einen Familienverband. Erst die Verbindung dieser 
beiden Momente ergab die Grundlage der Entlohnung 
weiblicher Angestellter, die mit der Entlohnung männ­
licher Angestellter nichts gemeinsam hatte.6 

Einige Beispiele: 
Die Postsparkasse stellte seit ihrer Eröffnung im 

Jahre 1883 Kaikulantinnen "für die Dauer des Bedarfs", 
und zwar ohne Kündigungsfrist, ein. Voraussetzung für 

eine Anstellung war die ,Angehörigkeit zu einer Staats­
beamten- oder Offiziersfamilie'. Verheiratete Frauen 
wurden nicht zugelassen. Auch die Österreichischen 
Eisenbahnen sahen sich im Zuge der Wiederverstaat­
lichung gezwungen, Frauen einzustellen (1883), und die 
meisten Ministerien gingen um die Jahrhundertwende 
dazu über, Frauen als Diurnistinnen oder Manipulantin­
nen aufzunehmen (Polizeidirektion seit 1872, Innen­
ministerium seit 1900, Handelsministerium seit 1900, 
Ministerialpräsidium seit 1902, Ackerbauministerium 
seit 1899, Außenministerium seit 1904, Unterrichtsmini­
sterium seit 1907, Steueradministration seit 1908). Ent­
sprechend dem unterschiedlich eingeschätzten Stel­
lenwert der männlichen unp weiblichen Berufsarbeit 
erhielten männliche Kanzleigehilfen nach drei Dienst­
jahren dieselben Bezüge wie Frauen nach einer 
15-17jährigen Dienstzeit.? 

Da ein Großteil der im Staatsdienst beschäftigten 
Frauen aus Beamtenfamilien stammte, hoffte man 
offensichtlich, daß die Frauen schon aus familiären 
Rücksichten mit Gehaltsforderungen zurückhaltend 
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sein würden. Die "Beamtensektion des Allgemeinen 
Österreichischen Frauenvereins" verabschiedete je­
doch schon 1901 eine Petition an das Parlament, in 
der sie einheitliche gesetzliche Regelungen der Dienst-, 
Pensions- und Entlohnungsverhältnisse des weiblichen 
Personals, die Einbeziehung in den Beamtenstatus 
sowie eine Dienstpragmatik für männliche und weib­
liche Beamtenschaft forderte. 

1907 wurde auf Betreiben der Vertragsbeamtinnen 
vom "Reichsverein der staatlichen Vertragsbeamten" 
ein Gesetzesentwurf "zur Behebung von für die Ver­
tragsbeamtinnen unerträglichen Härten" im Abgeord­
netenhaus eingebracht. 

Eine am 24. November 1908 erlassene Verordnung 
brachte gewisse Verbesserungen, die jedoch in der 
Praxis nur sehr beschränkt wirksam wurden.S 

Zur Auflösung des weiter oben erwähnten Wider­
spruchs zwischen der Erwerbsarbeit bürgerlicher 
Frauen und bürgerlicher Weiblichkeitsideologie bot 
sich auch die Hervorhebung ,typisch weiblicher' Be­
rufsbilder an. Das bedeutet jedoch, daß die bürgerliche 
Weiblichkeitsideologie in der anhaltenden Spaltung 
des Angestelltenarbeitsmarktes eine entscheidende 
Rolle spielt. 

ln diesem Zusammenhang gewinnt vor allem die 
,weibliche' Eigenschaft, nicht fordernd aufzutreten, an 
Bedeutung. ln den Annoncen der Tageszeitungen liest 
sich das folgendermaßen: 

"Perfekte Stenotypistin. Gebildetes Fräulein aus 
gutem Haus wird aufgenommen." (Die Presse, 1. 10. 
1919); "Geübte Stenotypistin, welche bescheidene Be­
züge der Arbeitslosigkeit vorzieht, aus gutem Haus per 
sofort gesucht." (Neues Wiener Tagblatt, 18. 12. 1925); 
"Privatsekretärin für seriöse Persönlichkeit in Wien 
gesucht. Reflektiert wird nur auf distinguierte Dame mit 
Takt, etwas kommerzieller Bildung und vornehmen 
Benehmen." (Die Presse, 3. 11. 1918). 

Abschließend sei festgehalten, daß sich die Integra­
tion von Frauen in die Angestelltenberufe von vornher­
ein unter drei Prämissen vollzog: 1. Auslagerung repro­
duktiver Funktionen in die Berufswelt; 2. Feminisierung 
nicht bzw. gering qualifizierter Angestelltentätigkeiten; 
3. Ausschluß qualifizierter Frauenarbeit von Positionen 
mit Ansehen, hohem Einkommen und Macht.9 
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